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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Jean-Pierre Grin (svp, VD) beabsichtigte, die Explosion der Krankenkassenprämien
durch eine Erhöhung der Pauschalabzüge bei den direkten Steuern auszugleichen. So
sollten die Abzüge für alleinstehende Personen, Ehepaare und Kinder ungefähr um den
Faktor 1.7 erhöht werden. Denn trotz des starken Anstiegs der Krankenkassenprämien
seien die entsprechenden Pauschalabzüge bei den direkten Steuern nur leicht
angepasst worden. Der Bundesrat rechnete jedoch vor, dass dem Bund durch eine
solche Änderung Mindereinnahmen von CHF 465 Mio. pro Jahr drohen würden,
während eine Gegenfinanzierung durch Steuererhöhungen dieselben Personen treffen
würde, die von der Entlastung profitieren sollten. Er verwies zudem auf ähnliche,
bereits früher eingereichte Vorstösse (Mo. 10.3326, Mo. 10.4110, Mo. 11.3192, Mo. 11.3193,
Mo. 12.3297), die allesamt abgelehnt worden waren, und empfahl auch die Motion Grin
zur Ablehnung. 

Unter Abwesenheit des Motionärs und nach Verzicht von Finanzminister Maurer auf
eine Stellungnahme stimmte der Nationalrat der Motion in der Frühjahrssession 2018
ohne Debatte mit 115 zu 77 Stimmen (bei einer Enthaltung) zu. Die Motion wurde von
den geschlossen stimmenden SVP-, FDP- und BDP-Fraktionen sowie von einem Teil der
CVP-Fraktion unterstützt. Damit startete der Vorstoss bedeutend erfolgreicher als
seine Vorgänger, von denen die meisten bereits vom Nationalrat abgelehnt worden
waren. Die abgelehnten Vorlagen hatten jedoch allesamt einen Abzug der vollen
Krankenkrassenprämien gefordert. Einzig die Motion Humbel, die wie die aktuelle
Vorlage ebenfalls nur eine Erhöhung des Abzugs – konkret eine „deutliche“, jedoch
nicht ausdrücklich genannte Steigerung – verlangt hatte, hatte zumindest im Nationalrat
Anklang gefunden, war dann jedoch im Ständerat gescheitert. Ob dies auch der Motion
Grin droht, wird sich zeigen. 1
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In der Frühjahrssession 2019 diskutierte der Ständerat als Zweitrat die Motion Grin (svp,
VD) «Erhöhung der Pauschalabzüge bei der direkten Bundessteuer zum Ausgleich der
Explosion der Krankenkassenprämien» sowie eine weitere Motion Lehmann (cvp, BS;
Mo. 15.4027) zum Abzug der Krankenkassenprämien von den Steuern. Die Mehrheit der
WAK-SR hatte zuvor Annahme der Motion Grin beantragt, da die Krankenkassenprämien
als «Teil der unvermeidlichen Lebenshaltungskosten» stark angewachsen, die
entsprechenden Abzüge aber bisher nicht angepasst worden seien. Eine Minderheit
Zanetti (sp, SO) beantragte die Ablehnung der Motion, da sie zu grossen Steuerausfällen
führen würde; Letztere bezifferten Zanetti und Kommissionssprecher Baumann (cvp,
UR) auf CHF 465 Mio. Zudem würden Personen mit höheren Einkommen
überproportional von den Abzügen profitieren, was – wie Zanetti in der Plenardebatte
erläuterte – dem Prinzip der Besteuerung nach wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit
zuwider laufe. Dies löste eine hitzige Debatte im Rat aus. Erich Ettlin (cvp, OW) zum
Beispiel konterte, dass eine Besteuerung nach wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit aus
Fairnesgründen eben nicht nur eine progressive Besteuerung der Einkommen, sondern
auch progressive Abzüge beinhalten müsse. Anita Fetz (sp, BS) betonte jedoch, dass das
Grundproblem bei den Krankenkassenprämien die Finanzierung durch Kopfsteuern sei
– dass man dort eben eine Flat Rate Tax und keine Progression habe. Dadurch sei vor
allem der Mittelstand benachteiligt, der keine Prämienverbilligungen erhalte.
Finanzminister Maurer verwies indes auf die Ineffizienz der in der Motion
vorgeschlagenen Massnahme: Personen mit hohen Einkommen würden dadurch nur
minimal entlastet, hingegen kosteten die Abzüge den Staat fast eine halbe Million
Franken. Dennoch sprach sich der Rat mit 30 zu 13 Stimmen für die Motion Grin aus
und lehnte die Motion Lehmann, wie auch von der Kommission beantragt, ab (vgl.
hier). 2

MOTION
DATUM: 06.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 2



Nachdem sich der Ständerat in der Wintersession 2022 und der Nationalrat in der
Herbstsession 2023 dagegen ausgesprochen hatten, auf den Entwurf des Bundesrates
zur Umsetzung der Motion Grin (svp, VD) für eine Erhöhung der Pauschalabzüge bei der
direkten Bundessteuer zum Ausgleich der Explosion der Krankenkassenprämien
einzutreten, schrieben die Räte die Motion stillschweigend ab. 3
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1) AB NR, 2018, S. 216; NZZ, 7.3.18
2) AB SR, 2019, S. 42 ff.; Bericht WAK-SR vom 14.1.19
3) AB NR, 2023, S. 1731 ff.; AB SR, 2022, S. 1211 ff.
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